
Erste Satzung zur Änderung der 7. Satzung der Hansestadt Stralsund über die 
Herstellung notwendiger Stellplätze oder Garagen sowie die Ablösebeträge 
(Stellplatzsatzung) 
 
 
Auf der Grundlage von § 5 Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-
Vorpommern (KV M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Juli 2011 
(GVOBl. M-V S. 777), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. 
Dezember 2023 (GVOBl. M-V S. 934) in Verbindung mit § 86 Abs. 1 Nr. 4 
Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2015 (GVOBl. M-V S. 344), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 26. Juni 2021 (GVOBl. M-V S. 1033), wird nach Beschlussfassung durch 
die Bürgerschaft vom …….2024 folgende Satzung erlassen: 
 
 
Artikel 1 
 
Die 7. Satzung der Hansestadt Stralsund über die Herstellung notwendiger Stellplätze 
oder Garagen sowie die Ablösebeträge (Stellplatzsatzung) vom 01.03.2017,  
öffentlich bekannt gemacht im Amtsblatt der Hansestadt Stralsund Nr. 3 vom 
10.03.2017, Seite 2 bis Seite 7, wird wie folgt geändert: 
 
§ 7 Absatz 6 erhält folgenden Wortlaut: 
 
Zur Förderung der Vitalisierung des Altstadtgebietes werden für Gebäude mit 
Wohnnutzung in der Gebietszone I, deren Baugenehmigung nach dem Inkrafttreten 
dieser Änderungssatzung bekanntgegeben worden ist, bei der Ermittlung des 
Ablösebetrages die ersten zwei Stellplätze außer Betracht gelassen.  
 
Auf schriftlichen Antrag kann in Ausnahmefällen für Gebäude in der Gebietszone I, 
deren Baugenehmigung nach dem Inkrafttreten dieser Änderungssatzung 
bekanntgegeben worden ist, eine anteilige oder vollständige Befreiung zur Zahlung 
eines Ablösebetrages erteilt werden. Ein Ausnahmefall kann insbesondere bei der 
Errichtung von Gebäuden vorliegen,  

- die einer sozialen, kirchlichen, kulturellen oder gastronomischen Nutzung, dem 
Einzelhandel oder besucherorientierten Dienstleistungen dienen und 

- bei denen die Errichtung von Stellplätzen durch denkmalpflegerische und 
sanierungsrechtliche Vorgaben wesentlich erschwert oder gänzlich 
ausgeschlossen ist. 

 
 
Artikel 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach der öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
Stralsund, ………………………………… 
 
 
……………………………………………… 
Dr.-Ing. Alexander Badrow 
Oberbürgermeister     L.S. 



 
 


